8. Finanzplatz Schweiz by Perroulaz, Gérard
 Schweizerisches Jahrbuch für
Entwicklungspolitik 
25-1 | 2006
Fakten und Statistiken 2006
8. Finanzplatz Schweiz
Gérard Perroulaz
Electronic version
URL: http://journals.openedition.org/sjep/144
ISSN: 1663-9677
Publisher
Institut de hautes études internationales et du développement
Printed version
Date of publication: 1 avril 2006
Number of pages: 127-140
ISBN: 2-88247-062-2
ISSN: 1660-5926
 
Electronic reference
Gérard Perroulaz, « 8. Finanzplatz Schweiz », Schweizerisches Jahrbuch für Entwicklungspolitik [Online],
25-1 |  2006, Online erschienen am: 19 April 2010, abgerufen am 19 April 2019. URL : http://
journals.openedition.org/sjep/144 
© The Graduate Institute
8. Finanzplatz Schweiz*
S
EIT BEGINN der 90er Jahre wurde die schweizerische Gesetzgebung ver-
schärft, um die Bekämpfung der Geldwäscherei, die Bestrafung von Kor-
ruption, den Kampf gegen das internationale Verbrechen und die Stär-
kung der internationalen Rechtshilfe wirksamer zu gestalten. Mehrere in
den vergangenen Jahren aufgedeckte Fälle zeigen jedoch, dass der bedeutende
Finanzplatz Schweiz nach wie vor zu Geldwäschereizwecken missbraucht wird,
insbesondere im Zusammenhang mit Bestechungs- und Potentatengeldern.
Drei im Jahr 2005 erschienene Berichte der OECD machen verschiedene
Schwierigkeiten beim Vollzug der neuen strafrechtlichen Normen deutlich : Der
Bericht des OECD-Entwicklungshilfeausschusses über das Länderexamen der
schweizerischen Entwicklungszusammenarbeit weist darauf hin, dass die Weige-
rung der Schweiz, auch bei Steuerflucht internationale Rechtshilfe zu gewähren,
politisch inkohärent sei ; die OECD-Arbeitsgruppe gegen Geldwäscherei macht
in einer Untersuchung auf verschiedene Gesetzeslücken im Bereich der Geldwä-
scherei aufmerksam, und schliesslich nennt die OECD in ihrem Bericht über die
Umsetzung des Übereinkommens zur Bekämpfung der Bestechung eine Reihe
von Empfehlungen zur Verstärkung des Kampfes gegen die Korruption.
Im Berichtsjahr legte der Bundesrat seine Botschaft über die Bekämpfung der
grenzüberschreitenden organisierten Kriminalität vor, und im Oktober 2005 gab
das Parlament grünes Licht zum Beitritt der Schweiz zum Strafrechtsüberein-
kommen des Europarates gegen die Korruption.
8.1. Finanzplatz Schweiz und Kapitalflucht
Mit einem Anteil von rund 11 Prozent am Bruttoinlandsprodukt ist der Finanz-
sektor ein wichtiger Pfeiler der schweizerischen Wirtschaft. Schätzungen
zufolge verwalten die Schweizer Finanzinstitute rund 30 Prozent aller Vermö-
genswerte, die von Privaten ausserhalb ihres Wohnsitzstaates angelegt werden.
Dies entspricht einer Summe von rund 3000 Milliarden Schweizer Franken.
Gemäss der Schweizerischen Nationalbank (SNB) beliefen sich die gesamten
Auslandsverpflichtungen im Treuhandgeschäft der in der Schweiz niedergelas-
senen Banken per 31. Dezember 2004 auf 244 Milliarden Franken1.
& Jahrbuch 2006, Nr. 1, 2. Teil „Statistiken“, siehe Grafik 4 zu den wichtigsten Herkunftsländern der
Vermögenswerte.
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* Von Gérard Perroulaz, Forschungsbeauftragter am IUED.
1 Diese Zahl erfasst alle Transaktionen, die von Schweizer Banken auf Rechnung und Risiko ausländi-
scher Kunden abgewickelt wurden. Schweizerische Nationalbank, Die Banken in der Schweiz 2004,
Zürich, SNB, 2005 ; Tabelle 38, S. A136–A141, <www.snb.ch>.
Tabelle 24 : Ausbau der schweizerischen Gesetzgebung zur Bekämpfung
der Geldwäscherei und der Kriminalität 1990-2005
Datum Gesetzesänderungen bzw. Beitritt der Schweiz zu internationalen
Übereinkommen
1.8.1990 In-Kraft-Treten der Artikel 305bis und 305ter des Schweizerischen Strafgesetzbuchs
(StGB). Diese Artikel regeln die Bestrafung der Wäsche jeglicher unrechtmässiger Gel-
der bzw. die Verletzung der Sorgfaltspflicht bei Finanztransaktionen.
1.8.1994 Inkraftsetzung verschiedener Bestimmungen zur Verstärkung des Kampfes gegen das
organisierte Verbrechen, über die Konfiszierung von Vermögenswerten (Art. 59 StGB)
und über die Unterstützung von kriminellen Organisationen (Art. 260ter StGB).
1.2.1997 In-Kraft-Treten des revidierten Gesetzes über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen.
1.4.1998 In-Kraft-Treten des neuen schweizerischen Geldwäschereigesetzes (GwG). Kraft
Absatz 2 des neuen Artikels 305ter StGB werden die Finanzintermediäre verpflichtet,
Verdachtsmomente über eventuell rechtswidrige Transaktionen den zuständigen
Behörden zu melden.
1.5.2000 Inkraftsetzung der Änderung des schweizerischen Strafgesetzbuches zur Bekämpfung
der Bestechung ausländischer Amtsträger (Art. 322septies StGB) und Beitritt zum
OECD-Übereinkommen zur Bekämpfung der Bestechung ausländischer Amtsträger im
internationalen Geschäftsverkehr. Seit Anfang 2001 sind Kommissionszahlungen an
Beamte nicht mehr steuerlich abzugsfähig.
1.1.2002 In-Kraft-Treten der Revision des schweizerischen Strafgesetzbuches, welche die Kompe-
tenzen des Bundes im Kampf gegen das organisierte Verbrechen ausdehnt (Art. 340bis
StGB). Damit können komplexeste Fälle im Zusammenhang mit kriminellen Organisatio-
nen, bei denen die Straftaten grösstenteils im Ausland begangen wurden, sowie Fälle,
von denen mehrere Kantone betroffen sind, auf Bundesebene bearbeitet werden.
& Jahrbuch 2000, Kapitel 5, Neues Verfahren zwischen den für die Verbrechensbekämpfung zustän-
digen Instanzen, S. 248–250.
1.7.2003 Inkraftsetzung der neuen Geldwäschereiverordnung der Eidgenössischen Bankenkom-
mission (EBK). Mit dieser Verordnung werden die Kontrolltätigkeit in Bezug auf ver-
dächtige Transaktionen sowie die Überprüfung der Identität der Kunden verstärkt.
& Jahrbuch 2003, Nr. 1, Kapitel 8, Überarbeitung der Richtlinien der EBK zur Bekämpfung und Verhin-
derung der Geldwäscherei, S. 136–137.
23.9.2003 Ratifizierung des Übereinkommens zur Bekämpfung der Terrorismusfinanzierung durch
die Schweiz. Damit ist die Schweiz allen zwölf Übereinkommen und Protokollen der
Vereinten Nationen zur Terrorismusbekämpfung beigetreten.
1.10.2003 In-Kraft-Treten der Bestimmungen über die strafrechtliche Haftung von Unternehmen
(Art. 100quater und 100quinquies StGB).
1.10.2003 In-Kraft-Treten der spezifischen Strafnorm für den Tatbestand der Terrorismusfinanzie-
rung (Art. 260quinquies StGB).
10.12.2003 Unterzeichnung der Konvention der Vereinten Nationen über die Korruptionsbekämpfung.
1.7.2005 In-Kraft-Treten des bilateralen Abkommens zwischen der Schweiz und der EU über die
Zinsbesteuerung.
& Jahrbuch 2005, Nr. 1, Kapitel 8., S. 118.
Oktober 2005 Beitritt zum Strafrechtsübereinkommen des Europarates gegen die Korruption. Das
Parlament verabschiedet die erforderliche Revision des Strafgesetzbuches (Einführung
des Tatbestandes der passiven Bestechung ausländischer Beamter und Verstärkung
des Kampfes gegen die Privatbestechung).
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8.1.1. Ausbau der schweizerischen Gesetzgebung über Geldwäscherei,
Korruption und internationale Kriminalität
Die Schweiz hat eine Reihe von Massnahmen zur Stärkung des Kampfes gegen
die Kriminalität in die Wege geleitet (siehe Tabelle 24). Grosses Gewicht wird
dabei auf ein international koordiniertes Vorgehen zur Harmonisierung der Ver-
brechensbekämpfung gelegt.
❏ Zinsbesteuerungsabkommen mit der Europäischen Union
Das Abkommen zwischen der Schweiz und der Europäischen Union (EU) über
die Zinsbesteuerung ist am 1. Juli 2005 in Kraft getreten. Die Schweiz hatte
einen automatischen Informationsaustausch zwischen den Steuerbehörden über
Auslandsguthaben von Anfang an abgelehnt. Dank dem bilateralen Abkommen
ist die Schweiz von diesem Informationsaustausch befreit, muss aber im Gegen-
zug eine Quellensteuer auf die Zinserträge auf Guthaben von Personen mit
Wohnsitz in der EU erheben. Dieser Steuerrückbehalt beträgt in den ersten drei
Jahren nach der Inkraftsetzung des Abkommens 15 Prozent und wird anschlies-
send schrittweise auf 35 Prozent angehoben. Drei Viertel des Ertrags aus dieser
Quellensteuer werden an den Wohnsitzstaat des nutzungsberechtigten Zinsemp-
fängers ausbezahlt.
Aufgrund dieses Abkommens kann die Schweiz ihre besondere Praxis in der
internationalen Rechtshilfe, nämlich die Unterscheidung zwischen strafbarem
Steuerbetrug (Fälschung von Dokumenten zur Umgehung der Besteuerung) und
nicht strafbarer einfacher Steuerhinterziehung (gewisse Einkünfte werden nicht
deklariert), beibehalten. Das Abkommen mit der EU betrifft nicht die Gesamt-
heit der Auslandsguthaben von EU-Bürgern in der Schweiz, sondern bezieht
sich im Wesentlichen auf die Zinserträge auf Guthaben von natürlichen Perso-
nen. Eine Vielzahl von anderweitigen Erträgen (Aktiengewinne, Dividenden,
Versicherungsleistungen, Unternehmenserträge) sind von der Quellenbesteue-
rung ausgenommen.
& Jahrbuch 2006, Nr. 1, Kap. 1., Aussenpolitik ; Jahrbuch 2005, Nr. 1, Kap. 8, 8.1. Bankgeheimnis
und bilaterale Abkommen zwischen der Schweiz und der Europäischen Union, S. 117-119.
8.1.2. Forderung der Hilfswerke : Steuerflucht muss bestraft werden !
Im Zusammenhang mit dem Zinsbesteuerungsabkommen zwischen der Schweiz
und der EU forderten verschiedene Schweizer NGO den Bundesrat auf, ver-
gleichbare Abkommen mit den Entwicklungsländern abzuschliessen, um die
Kapitalflucht aus Steuergründen wirksamer zu unterbinden. Ferner fordern die
NGO von der Landesregierung, nicht nur den Steuerbetrug, sondern auch die
Steuerflucht unter Strafe zu stellen.
8.1.3. Empfehlungen der OECD im Rahmen der Überprüfung
der schweizerischen Entwicklungszusammenarbeit durch das DAC
Alle vier Jahre führt der Entwicklungshilfeausschuss der OECD (Development
Assistance Committee, DAC) eine Prüfung der schweizerischen Entwicklungs-
zusammenarbeit durch. Dabei wird insbesondere die politische Kohärenz zwi-
schen der schweizerischen Entwicklungszusammenarbeit und der Bedeutung
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des Finanzplatzes Schweiz erörtert. In ihrem Bericht über das jüngste Länder-
examen des DAC unterstreicht die Organisation für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung (OECD) die greifbaren gesetzgeberischen Fortschritte
in Bezug auf die Geldwäscherei- und Korruptionsbekämpfung und die ver-
stärkte Aufsicht über Guthaben politisch exponierter Persönlichkeiten (politi-
cally exposed persons, PEPs). Die konkreten Massnahmen der Schweiz zur
Rückerstattung von Fluchtgeldern an Länder wie Nigeria oder Peru werden
ebenfalls begrüsst.
Laut OECD-Bericht verwalten die Schweizer Banken rund ein Drittel der welt-
weiten privaten Auslandsguthaben und generieren auf diese Weise beträchtliche
Steuereinnahmen und Zahlungsbilanzüberschüsse. Zusammen mit weiteren ent-
wickelten Ländern und gewissen bekannten Offshore-Finanzzentren ist die
Schweiz auch heute noch einer der wichtigsten Finanzplätze für Auslandsgutha-
ben. Die politische Stabilität des Landes, der hoch entwickelte Finanzdienstleis-
tungssektor und das streng gehütete Bankgeheimnis tragen entscheidend zur
Attraktivität der Schweiz für Gelder aus Entwicklungsländern bei. Die Schweiz
könnte dieser Problematik entschlossener begegnen, indem sie auf Gegenseitig-
keit beruhende Massnahmen ergreift und die Sensibilisierung der internationa-
len Gemeinschaft verstärkt2.
Das DAC empfiehlt der Schweiz insbesondere, Besteuerungsabkommen mit den
Entwicklungsländern auszuarbeiten, die sich an die Vereinbarungen anlehnen,
welche im Rahmen der Bilateralen II mit den EU-Ländern getroffen worden
sind. Kraft solcher Abkommen könnte ein Teil des Ertrags aus der Quellenbe-
steuerung von Auslandsguthaben an die Steuerbehörden der Wohnsitzstaaten der
betreffenden Personen abgeführt werden. Obwohl das Volumen der aus den Ent-
wicklungsländern stammenden Gelder weitaus geringer ist als jenes der Gutha-
ben aus dem EU-Raum, wäre der Steuerertrag aus der Sicht der betroffenen
Länder bedeutend. Massnahmen zur Rückführung von Geldern in die Entwick-
lungsländer könnten massgeblich zur Entwicklungsfinanzierung beitragen, ohne
die Steuerzahler übermässig zu belasten.
& Jahrbuch 2006, Nr. 1, Kap. 2, 2.2. Überprüfung der schweizerischen Entwicklungszusammenarbeit
durch das DAC im Jahr 2005.
8.2. Kampf gegen das länderübergreifende organisierte Verbrechen
8.2.1. UNO-Übereinkommen gegen die grenzüberschreitende
organisierte Kriminalität
Ende Oktober 2005 legte der Bundesrat seine Botschaft über die Bekämpfung
der grenzüberschreitenden Kriminalität vor3. Darin empfiehlt er dem Parlament
die Ratifizierung des UNO-Übereinkommens gegen die grenzüberschreitende
organisierte Kriminalität und der beiden Zusatzprotokolle (Protokoll zur Verhin-
derung und Bestrafung des Menschenhandels, insbesondere des Frauen- und
Kinderhandels, Protokoll gegen die Schlepperei).
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2 CAD, Examen par les pairs. Suisse, Paris, CAD, 2005, S. 56-57.
3 Bundesrat, Botschaft über die Genehmigung des UNO-Übereinkommens gegen die grenzüberschrei-
tende organisierte Kriminalität, vom 26. Oktober 2005 (BBl 2005 6693).
Die Vertragsstaaten des UNO-Übereinkommens gegen die grenzüberschreitende
Kriminalität verpflichten sich insbesondere, die Beteiligung an einer kriminellen
Organisation unter Strafe zu stellen, das Waschen der Erträge aus Straftaten zu
kriminalisieren, die aktive und passive Korruption von eigenen Amtsträgern zu
bestrafen (betrifft nicht die Bestechung ausländischer und internationaler Amts-
träger) und eine Unternehmenshaftung für die Teilnahme an schweren Straftaten,
an denen eine organisierte kriminelle Gruppe mitgewirkt hat, einzuführen.
Das geltende schweizerische Recht entspricht den Anforderungen dieses neuen
Übereinkommens weitgehend ; in mancher Hinsicht gehen die Bestimmungen
des Strafgesetzbuches sogar weiter, als es die UNO verlangt. Die Beteiligung an
einer kriminellen Organisation ist gemäss 260ter des Strafgesetzbuches strafbar.
Die noch vorhandenen Gesetzeslücken auf dem Gebiet der Korruptionsbekämp-
fung dürften mit der Annahme des Strafrechtsübereinkommens des Europarates
gegen die Korruption (siehe unten, Punkt 8.5.2) geschlossen werden. Die straf-
rechtliche Verantwortlichkeit juristischer Personen wurde im Zuge der Revision
des allgemeinen Teils des Strafgesetzbuches im Frühjahr 2003 eingeführt.
& Jahrbuch 2001, Kap. 5, Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen transnationale organisierte
Kriminalität, S. 295-296.
8.2.2. Bilaterale Abkommen über die Verstärkung der polizeilichen
Zusammenarbeit
Im Januar 2005 unterbreitete der Bundesrat seine Botschaft zum Abkommen mit
Slowenien über die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der Kriminalität und
im Juni 2005 die Botschaft über entsprechende Abkommen mit Lettland und
Tschechien4. Die Abkommen decken ein breites Spektrum an Erscheinungsfor-
men der Kriminalität ab : organisiertes Verbrechen, Terrorismus, Handel mit
Betäubungsmitteln, illegaler Handel mit Waffen, Sprengstoffen und Chemika-
lien, Beschädigung von Kulturgütern, Menschenhandel, Schlepperei, sexuelle
Ausbeutung von Kindern, Geldfälscherei, Geldwäscherei, Korruption und Infor-
matikkriminalität. Die Schweiz hat bereits vergleichbare bilaterale Abkommen
mit allen Nachbarstaaten sowie mit Ungarn abgeschlossen. Im Zusammenhang
mit politischen, militärischen und fiskalischen Delikten ist die polizeiliche
Zusammenarbeit ausdrücklich ausgeschlossen.
8.3. Kampf gegen die Geldwäscherei
8.3.1. Tätigkeiten der Meldestelle für Geldwäscherei (MROS)
Das mit dem Geldwäschereigesetz von 1998 eingeführte Überwachungssystem
beruht auf der Selbstregulierung des Finanzsektors und umfasst neben Banken
auch andere Finanzintermediäre. Verdächtige Transaktionen müssen der Melde-
stelle für Geldwäscherei5 gemeldet werden. Diese prüft, ob der Verdacht
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4 Bundesrat, Botschaft zum Abkommen mit Slowenien über die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung
der Kriminalität, vom 26. Januar 2005 (BBl 2005 1063). Bundesrat, Botschaft zu den Abkommen mit
Lettland und Tschechien über die polizeiliche Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der Kriminalität,
vom 3. Juni 2005 (BBl 2005 3979).
5 Die Meldestelle für Geldwäscherei MROS (engl. Money Laundering Reporting Office Switzerland) ist
dem Eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartement angegliedert.
begründet ist, und leitet den Fall gegebenenfalls an die zuständigen Strafverfol-
gungsbehörden auf Bundes- oder Kantonsebene weiter.
Der Jahresbericht der Meldestelle bietet einen Überblick über die von den ver-
schiedenen Finanzintermediären gemeldeten Verdachtsfälle. Die nachstehende
Tabelle 25 fasst die im Jahr 2004 eingegangenen Meldungen zusammen.
2004 gingen bei der MROS 821 Meldungen über verdächtige Transaktionen ein.
Erstmals seit 1998 war die Zahl der Meldungen gegenüber dem Vorjahr leicht
rückläufig. Der grösste Teil der Meldungen stammte aus dem Bereich des Zah-
lungsverkehrs und von den Banken, während seitens der Vermögensverwalter,
Anlageberater, Versicherungen oder Spielbanken nur sehr wenige Verdachtsmo-
mente gemeldet wurden (gesamthaft nur 4 % aller Meldungen). 49 Prozent der
Meldungen stammten aus dem Kanton Zürich und je 14 Prozent aus den Kanto-
nen Genf und Bern6.
Tabelle 25 : Gesamtübersicht über die Geldwäscherei-Verdachtsmeldungen 2004
Meldungen betreffend Verdacht auf Geldwäscherei 2004 Anteil in %
Total eingegangene Meldungen 821 100.0
an die Strafverfolgungsbehörden weitergeleitet 617 75.2
nicht weitergeleitet 204 24.8
Art des Finanzintermediärs
Zahlungsverkehr 391 47.6
Banken 340 41.4
Treuhänder 36 4.4
Vermögensverwalter / Anlageberater 13 1.6
Rechtsanwälte 10 1.2
Versicherungen 8 1.0
andere 23 2.8
Involvierte Beträge
Summe der weitergeleiteten Meldungen 761 Mio. Franken
Verdachtsbegründende Elemente
verdächtige Bartransaktion 302 36.8
in den Medien veröffentlichte Informationen 145 17.7
Informationen von Dritten 129 15.7
Informationen von Strafverfolgungsbehörden 110 13.4
andere Gründe 135 16.4
Quelle : Meldestelle für Geldwäscherei (MROS), 7. Jahresbericht 2004, Bundesamt für Polizei/EJPD, Bern, April 2005, S. 13-27.
Die MROS veröffentlichte in ihrem Jahresbericht neben der Statistik der im
Berichtsjahr 2004 eingegangenen Verdachtsmeldungen erstmals auch einen
Überblick über die zahlenmässige Entwicklung seit 1998 sowie eine Zusammen-
fassung der zwischen April 1998 und Juli 2003 von Schweizer Gerichten gefäll-
ten Geldwäscherei-Urteile. Ein begründeter Verdachtsfall wird den zuständigen
Strafverfolgungsbehörden auf Bundes- oder Kantonsebene weitergeleitet, deren
Ermittlungen oft langwierig sind. Dies erklärt, weshalb ein Rückblick und eine
Analyse der Ergebnisse erst nach mehreren Jahren möglich sind.
Tabelle 26 bietet einen Überblick über die Zahl der zwischen 1998 und 2004
gefällten Urteile. Für die sechs Kantone, welche die grösste Anzahl an Finanz-
intermediären ausweisen, werden die Zahlen im Detail ausgewiesen (in abstei-
gender Reihenfolge entsprechend der Bedeutung des Finanzplatzes).
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6 Meldestelle für Geldwäscherei (MROS), 7. Jahresbericht 2004, Bundesamt für Polizei/EJPD, Bern,
April 2005, 87 S.
In relativ vielen Fällen – (329) – wurde das Verfahren eingestellt. Grund dafür
ist, dass Geldwäscherei oftmals mit einer im Ausland begangenen Straftat in
Verbindung steht. Damit das Verfahren in der Schweiz vorangetrieben werden
kann, sind die Behörden häufig auf die aktive Mithilfe des Auslands angewie-
sen. Allerdings wird von dieser Seite nicht immer Rechtshilfe gewährt oder
beantragt ; es kann aber auch sein, dass kein Urteil zur betreffenden Vortat vor-
liegt oder das betreffende Land die erforderlichen Angaben nicht verfügbar
macht. In solchen Fällen kommt es in der Schweiz zwangsläufig zu einer Ein-
stellung des Verfahrens. Überraschend ist die relativ geringe Zahl von Verurtei-
lungen im Kanton Genf, ist Genf doch nach Zürich der zweitwichtigste Finanz-
platz in der Schweiz.
Tableau 26 : Geldwäscherei-Urteile 1998–2004
Kanton Verurteilungen auf Verurteilungen auf Freisprüche Verfahrens¬
Grund von Art. 305bis Grund von Art. 305ter einstellungen
StGB (Geldwäscherei) StGB (mangelnde
Sorgfalt))
Zürich 129 5 37 173
Genf 22 0 1 8
Tessin 28 1 4 18
Zug 1 0 2 6
Basel-Stadt 14 0 4 23
Waadt 131 0 30 36
andere Kantone 212 1 42 52
Bund 0 0 0 13
Total 537 7 120 329
Quelle : Meldestelle für Geldwäscherei (MROS), 7. Jahresbericht 2004, Bundesamt für Polizei/EJPD, Bern, April 2005, S. 57.
8.3.2. Vorläufig keine Verschärfung des Schweizer Geldwäschereigesetzes
Die 1989 gegründete Financial Action Task Force on Money Laundering
(FATF) der OECD koordiniert die Geldwäschereibekämpfung auf internatio-
naler Ebene. Seit 1990 dienen die 40 Empfehlungen der FATF als internatio-
nal anerkannter Standard für Massnahmen, die ein Land ergreifen muss, um
wirksam gegen die Geldwäscherei vorzugehen. Die Empfehlungen wurden
erstmals 1996 und ein weiteres Mal im Juni 2003 überarbeitet, um den verän-
derten Geldwäschereimethoden Rechnung zu tragen. Dabei wurden auch spe-
zifische Empfehlungen zur Bekämpfung der Terrorismusfinanzierung hinzu-
gefügt.
Angesichts der ablehnenden Reaktionen der Bankenkreise im Rahmen des Kon-
sultationsverfahrens beschloss der Bundesrat Anfang 2005, vorläufig auf eine
Ausdehnung der Überwachungstätigkeit in Bezug auf Geldwäscherei zu verzich-
ten. Dieses Vorhaben geht auf eine Empfehlung der FATF zurück, verschiedene
Berufsgruppen ausserhalb des Finanzsektors ebenfalls dem Geldwäschereigesetz
zu unterstellen (Spielbanken, Immobilienmakler, Edelmetallhändler, Rechtsan-
wälte, Notare, Dienstleistungsanbieter im Bereich der Unternehmensgründung
und -führung, usw.). Die Bankenkreise reagierten äusserst negativ auf den Ent-
wurf zur Verschärfung des Geldwäschereigesetzes, der vom Bundesrat im Herbst
2004 in die Konsultation geschickt worden war. Es gebe keinen Anlass für die
Schweiz, Übereifer an den Tag zu legen, da die Schweizer Gesetzgebung mit den
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internationalen Standards bereits weitgehend vereinbar sei7. Folgende Anliegen,
die der Bund in seinem Entwurf konkretisieren wollte, sind damit vorläufig auf
Eis gelegt worden :
❏ Erweiterung der Liste der Verbrechen, welche Vortaten der Geldwäscherei
sein können (Schmuggel, Insiderdelikte, Kursmanipulationen).
❏ Unterstellung verschiedener Dienstleistungen im Bereich der Unternehmens-
gründung und -führung unter das Geldwäschereigesetz.
❏ Ausdehnung der Meldepflicht auf Situationen, in denen die Verhandlungen
vor der Aufnahme einer Geschäftsbeziehung abgebrochen werden.
8.3.3. Drittes Länderexamen der FATF über die schweizerische Politik
der Geldwäschereibekämpfung
Um die Umsetzung der Empfehlungen der FATF in den Mitgliedsstaaten zu
überprüfen, führt die FATF regelmässige Evaluationen (Peer-Reviews) der
gesetzgeberischen Fortschritte in den einzelnen Ländern durch. 2005 fand der
dritte Evaluationszyklus statt. Der Bericht über das Länderexamen der Schweiz
erschien im November 20058.
Im Bericht wird die Vereinbarkeit der schweizerischen Gesetzgebung in Bezug
auf jede einzelne Empfehlung detailliert beurteilt. Gesamthaft gesehen ist die
Konformität des gesetzlichen Instrumentariums, der Aufsichtstätigkeit im
Finanzsektor und der Funktionsweise der Justiz mit den FATF-Empfehlungen
durchaus gewährleistet. Dennoch kommt die FATF zum Schluss, dass nach wie
vor gewisse Lücken vorhanden sind, z.B. :
❏ Gewisse von der FATF vorgesehene Tatbestände gelten nach schweizeri-
schem Recht noch nicht als Straftat, so etwa Schlepperei, Fälschung, Pirate-
rie, Schmuggel und Insiderdelikte. Zudem ist nicht der gesamte Versiche-
rungssektor dem Geldwäschereigesetz unterstellt.
❏ Finanzintermediäre (im Bankensektor und in anderen Bereichen), die auf die
Abwicklung einer Transaktion oder auf eine Geschäftsbeziehung verzichten,
weil die Identität des Kunden oder des wirtschaftlich Berechtigten nicht ein-
wandfrei abgeklärt werden kann, müssten verpflichtet werden, ihre Ver-
dachtsmomente zu melden. Dies ist derzeit nicht der Fall.
❏ Die FATF beurteilt das Meldesystem für verdächtige Transaktionen als
begrenzt wirksam, da die Zahl der bei der Meldestelle eingegangenen Hin-
weise in Anbetracht der Bedeutung des Finanzplatzes Schweiz und seines
Geschäftsvolumens gering sei9.
Im Schlussteil des Berichts erhielt die Schweiz Gelegenheit, sich in einer
Gegendarstellung zu einigen der von der FATF bemängelten Punkte zu äussern.
Was die relativ geringe Zahl der Meldungen betrifft, so wird aus Schweizer
Sicht der guten Qualität der bei der MROS eingehenden Hinweise nicht Rech-
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„Blanchiment : précipitation, lourdeur et perfectionnisme du Conseil fédéral“, Le Temps, 27. Mai
2005. „Denkpause in der Geldwäschereibekämpfung“, Neue Zürcher Zeitung, 8. Juni 2005.
8 GAFI/OCDE, 3e Rapport d’évaluation mutuelle de la lutte anti-blanchiment de capitaux et contre le
financement du terrorisme. Suisse, Paris, GAFI/OCDE, 2005, 252 S. + 35 S. Anhänge.
9 Ibid., S. 13.
nung getragen. Die Tatsache, dass 78 Prozent aller seit 1998 eingegangenen
Meldungen in ein Ermittlungsverfahren mündeten, sei ein Beweis für die Stich-
haltigkeit der Hinweise. In anderen Ländern würden die Aufsichtsbehörden von
Meldungen über verdächtige Transaktionen überflutet, denen aber keine ent-
sprechenden Ermittlungen folgten (in Grossbritannien beispielsweise würden
zwar weitaus mehr Fälle gemeldet, aber weniger als zehn Prozent führten zu
einem strafrechtlichen Untersuchungsverfahren).
8.4. Internationale Rechtshilfe
Laufende Rechtshilfeverfahren : zwei Beispiele
Abacha-Gelder
Anfang 2005 beschloss die Schweiz, 458 Millionen Franken an Nigeria zurückzuzahlen. Es handelt sich
dabei um Fluchtgelder des ehemaligen nigerianischen Diktators Sani Abacha, die auf Schweizer Konten
sichergestellt worden waren. Die Rückerstattung erfolgt unter der Aufsicht der Weltbank. Eine Koalition
schweizerischer NGO sowie ein Netzwerk aus nigerianischen Organisationen fordern – bislang vergeb-
lich – den Einbezug der Zivilgesellschaft in die unabhängige Aufsicht über die Verwendung der zurück-
bezahlten Gelder. Damit soll gewährleistet werden, dass diese gemäss der getroffenen Vereinbarung
tatsächlich für Entwicklungsprojekte in den Bereichen Bildung und Gesundheit eingesetzt und nicht
etwa abgezweigt werden oder direkt in die Staatskassen fliessena.
& Jahrbuch 2001, Kap. 5, S. 297-299 ; Jahrbuch 2003, Kap. 8, Nr. 1, S. 141-142.
AngolaGate
21 Millionen Dollar, die auf Schweizer Bankkonten blockiert worden waren, werden gemäss einem
Beschluss der Schweiz an Angola ausbezahlt. Mit diesen Geldern sollen namentlich Minenräumungsak-
tionen in Angola unter der Federführung der Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit (DEZA)
finanziert werden. Bei den 21 Millionen Dollar handelt es sich um den Restbetrag der 774 Millionen
Franken, die im Anschluss an die Neustrukturierung der angolanischen Verbindlichkeiten gegenüber
Russland auf Bankkonten in der Schweiz geflossen waren. 1996 waren Schulden im Umfang von insge-
samt 5 Milliarden Dollar umgeschichtet worden, und zwischen 1997 und 2000 wurden 774 Millionen
Franken aus angolanischen Erdölverkäufen auf Konten bei der UBS in der Schweiz überwiesen. Die
Transaktionen erfolgten auf Rechnung des Unternehmens Abalone, welches von zwei Intermediären der
angolanischen Regierung, darunter der französische Geschäftsmann Pierre Falcone, errichtet worden
war. Von diesen 774 Millionen gingen 160 Millionen an das russische Finanzministerium, ein Teil der
Gelder soll indessen zur Finanzierung von Waffenverkäufen an Angola missbraucht worden seinb.
Die Entwicklungs-NGO äussern in ihrer Stellungnahme Zweifel an den Garantien, die gewährleisten
sollen, dass das Geld tatsächlich humanitären Zwecken zugute kommt und nicht abgezweigt wird, denn
Angola zählt gemäss Transparency International zu den von der Korruption am meisten betroffenen Län-
dern. Ferner bedauern die Aktion Finanzplatz Schweiz, die Erklärung von Bern und Global Witness, dass
die Staatsanwaltschaft des Kantons Genf den Fall im Dezember 2004 zu den Akten legte, wodurch das
Ermittlungsverfahren zu einer bedeutenden Geldwäschereiaffäre nicht fortgeführt werden kannc.
a Erklärung von Bern, Medienmitteilungen, 28. Oktober 2004, 16. Februar 2005 und 3. November 2005. Der Schweizer NGO-
Koalition zur fairen und transparenten Rückführung der Abacha-Gelder gehören unter anderem die Erklärung von Bern, die
Aktion Finanzplatz Schweiz, Brot für alle, Greenpeace sowie das Swiss Chapter of Transparency International an.
b „Projet suisse inédit en Angola“, Le Temps, 3. Dezember 2005.
c Siehe Erklärung von Bern, EvB-Magazin, Nr. 183, Dezember 2005.
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Mehrere in den vergangenen Jahren publik gewordene Affären zeigen, dass der
Finanzplatz Schweiz trotz der verschärften Gesetzgebung in Sachen Geldwä-
scherei und Korruption nach wie vor ein beliebter Hafen für Gelder zweifelhaf-
ter Herkunft ist. Eine Reihe von Fällen gelangte über die Medien an die Öffent-
lichkeit, und mehrere internationale Rechtshilfeverfahren sind im Gange,
beispielsweise im Zusammenhang mit den undurchsichtigen Kommissionszah-
lungen beim Verkauf französischer Kriegsschiffe an Taiwan (500 Millionen
Franken wurden auf Schweizer Konten eingefroren) oder mit den Montesinos-
Geldern (Peru). In der letzten Jahren wurden durchschnittlich 6000 bis 7400
Rechtshilfegesuche pro Jahr bei der Schweiz eingereicht bzw. von der Schweiz
an ausländische Behörden gestellt. In verschiedenen Kantonen wurden im
Anschluss an Rechtshilfegesuche aus dem Ausland bedeutende Summen
gesperrt ; die sichergestellten Vermögenswerte stehen unter anderem in Verbin-
dung mit Gesuchen Kasachstans (110 Millionen Dollar), Perus (30 Millionen),
Russlands (300 Millionen) und Mexikos (100 Millionen)10.
8.5. Korruptionsbekämpfung
Im Jahr 2000 trat die Schweiz dem OECD-Übereinkommen zur Bekämpfung
der Bestechung ausländischer Amtsträger im internationalen Geschäftsverkehr
bei. Mit der Verabschiedung von Artikel 322ter des Strafgesetzbuches im Mai
2000 durch das Parlament wurde die Grundlage für die Bestrafung der aktiven
Bestechung ausländischer Amtsträger geschaffen11. Seither können Schweizer
Unternehmen im Ausland bezahlte Bestechungsgelder nicht mehr wie bisher
von der Steuer abziehen. Ferner wurde mit der Revision von Artikel 102 des
Strafgesetzbuches im Jahr 2002 die strafrechtliche Verantwortlichkeit von juris-
tischen Personen verankert (in Kraft seit Oktober 2003). Die private Bestechung
sowie die passive Bestechung ausländischer Amtsträger hingegen sind nach
schweizerischem Recht nach wie vor nicht strafbar.
& Jahrbuch 2000, Kapitel 5, 5.2.1. Korruptionsbekämpfung auf internationaler Ebene, S. 239-245.
8.5.1. OECD-Examen zur Korruptionsbekämpfung in der Schweiz
Die Gesetze und Praktiken der einzelnen Länder werden von einem Experten-
ausschuss, dem Behördenvertreter der 36 Mitgliedsstaaten des OECD-Überein-
kommens angehören, im Rahmen eines gegenseitigen Überprüfungsmecha-
nismus beurteilt. Das Examen der Schweiz fand 2004 statt, und im Dezember
2004 veröffentlichte die OECD ihren Bericht über die Ergebnisse der Untersu-
chung zur Praxis der Schweiz im Bereich der Korruptionsbekämpfung12. Der
Bericht erörtert das in der Schweiz vorhandene Instrumentarium zur Verhinde-
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10 Ibid., S. 216-225.
11 Bundesrat, Botschaft über die Änderung des Schweizerischen Strafgesetzbuches und des Militärstraf-
gesetzes (Revision des Korruptionsstrafrechts) sowie über den Beitritt der Schweiz zum Übereinkom-
men über die Bekämpfung der Bestechung ausländischer Amtsträger im internationalen Geschäfts-
verkehr, vom 19. April 1999 (BBl 1999 5502).
12 Direction des affaires financières et des entreprises (OCDE), Suisse : phase 2. Rapport sur l’applica-
tion de la Convention sur la lutte contre la corruption d’agents publics étrangers dans les transac-
tions commerciales internationales et de la Recommandation de 1997 sur la lutte contre la corruption
dans les transactions commerciales internationales, Paris, OECD, 2004, 68 S.
rung und Aufdeckung von Korruption, die Wirksamkeit der strafrechtlichen Ver-
folgung und die Bestrafung von Personen, die wegen Korruption verurteilt wer-
den. Darüber hinaus nennt der Bericht verschiedene Empfehlungen zur weiteren
Verbesserung der Korruptionsbekämpfung in der Schweiz. Unter anderem wer-
den folgende Aspekte hervorgehoben :
❏ In Bezug auf zahlreiche im Ausland tätige KMU sind verstärkte Sensibilisie-
rungsmassnahmen erforderlich. Buchführung und Revision müssen moderni-
siert und transparenter gestaltet werden, damit Fälle von Bestechung wirk-
samer verhindert und aufgedeckt werden können.
❏ Personen, welche die Behörden mit Hinweisen auf Bestechung versorgen,
müssen besser geschützt werden. Angestellte, die ihre Arbeitgeber wegen
Bestechung anzeigen, geraten in eine äusserst schwierige Lage, denn das
Gesetz bietet nur ungenügenden Schutz vor missbräuchlichen Kündigungen.
Überdies laufen sie Gefahr, aus dem Arbeitsleben ausgeschlossen zu werden,
ganz zu schweigen vom mangelhaften Schutz während und nach dem Verfah-
ren. Die OECD empfiehlt der Schweiz, den Schutz für Informanten der Justiz
(so genannte Whistleblowers) zu verstärken.
❏ Eine verbesserte Prävention gegen Bestechung erfordert neben einer wirksa-
men Aufsicht auch Sanktionen mit abschreckender Wirkung. Beobachtungen
der OECD zufolge sind die verhängten Strafen indessen relativ milde. Diese
Feststellung ist von besonderer Bedeutung : Die Verbesserung der Gesetzes-
grundlagen ist zwar ein vorrangiges Anliegen, darüber hinaus muss aber auch
überprüft werden, ob die Schuldigen tatsächlich zur Rechenschaft gezogen
werden und ob die verhängten Strafen die geforderte abschreckende Wirkung
zeigen.
❏ Bislang haben die Steuerbehörden keine Unregelmässigkeiten festgestellt, die
auf internationale Bestechung hinweisen. Dafür gibt es mehrere Gründe,
namentlich die mangelnden Kapazitäten der Steuerbehörden in Bezug auf die
Überprüfung der Gesetzmässigkeit von Transaktionen und der Korrektheit
der von den Steuerzahlern gemachten Angaben. Die OECD empfiehlt deshalb
der Schweiz, sämtliche Behörden und Beamten (auch jene, die an das Steuer-
geheimnis gebunden oder für die Gewährung von Exportkrediten zuständig
sind) ausdrücklich zu verpflichten, sich bei Verdacht auf Bestechung mit den
zuständigen Stellen in Verbindung zu setzen. Unternehmen, die sich der
Bestechung schuldig gemacht haben, sollten von Ausschreibungen der öffent-
lichen Hand ausgeschlossen werden und keine Exportrisikogarantien mehr
erhalten.
Der Bericht verweist auf eine Reihe von Problemen, welche die Ermittlungen
bei Verdacht auf Geldwäscherei oder Bestechung verlangsamen : Mangel an
qualifizierten Mitarbeitern auf Bundesebene ; Mobilisierung bedeutender Kapa-
zitäten für die Terrorismusbekämpfung auf Kosten der Geldwäscherei- und Kor-
ruptionsbekämpfung ; Verweigerung der Rechtshilfe durch die Schweiz, wenn
die beschuldigte Person glaubhaft machen kann, dass sie ihre Guthaben ledig-
lich in die Schweiz transferiert hat, um eine Besteuerung im Herkunftsland zu
umgehen. Auch die Dauer eines Verfahrens kann die Wirksamkeit beeinträchti-
gen : Das schweizerische Recht sieht zahlreiche Rekursmöglichkeiten vor, die
häufig nur dazu missbraucht werden, das Verfahren in die Länge zu ziehen
(97% aller Einsprachen werden abgelehnt).
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8.5.2. Strafrechtsübereinkommen des Europarates gegen die Korruption
Im November 2004 beantragte der Bundesrat dem Parlament den Beitritt zum
Strafrechtsübereinkommen des Europarates gegen die Korruption13. National-
und Ständerat folgten dem Antrag der Regierung und hiessen den Beitritt der
Schweiz zum Übereinkommen am 7. Oktober 2005 gut.
Das OECD-Übereinkommen zur Bekämpfung der Bestechung ausländischer
Amtsträger im internationalen Geschäftsverkehr und das Strafrechtsüberein-
kommen des Europarates gegen die Korruption unterscheiden sich in mehreren
Punkten. Die wesentlichen Abweichungen sowie die erforderlichen Änderungen
der schweizerischen Gesetzgebung lassen sich wie folgt zusammenfassen :
❏ Im Vergleich zum OECD-Übereinkommen stützt sich das Übereinkommen
des Europarates auf eine breitere Definition der Korruption als strafbarer
Handlung : Das OECD-Übereinkommen bezieht sich lediglich auf die Beste-
chung von in- und ausländischen Amtsträgern im internationalen Geschäfts-
verkehr, während der Text des Europarates sämtliche Aspekte der Bestechung
in- und ausländischer Beamter, von Mitgliedern in- oder ausländischer öffent-
lichrechtlicher Versammlungen (Parlamentarier), von Amtsträgern internatio-
naler Organisationen sowie von Richtern und Beamten internationaler
Gerichtshöfe unter Strafe stellt.
❏ Gemäss dem Übereinkommen des Europarates ist nicht nur die aktive Beste-
chung ausländischer und internationaler Amtsträger strafbar, wie es nach
schweizerischem Recht bereits bisher der Fall war (Bestrafung des Anbietens
von Bestechungsgeldern), sondern auch die passive Bestechung dieser Amts-
träger (Bestrafung der Entgegennahme von Geldern).
❏ Die Privatbestechung ist im heutigen Bundesgesetz über den unlauteren Wett-
bewerb nur fragmentarisch erfasst. Künftig soll auch die Privatbestechung
unter Strafe gestellt werden. Gemäss Vorschlag des Bundesrates soll Privat-
bestechung nicht als Offizialdelikt, sondern nur auf Antrag strafrechtlich ver-
folgt werden.
❏ Der Bundesrat verzichtet indessen auf die Einführung einer Strafnorm für die
missbräuchliche Einflussnahme. In diesem Zusammenhang wird die Schweiz
beim Beitritt zum Übereinkommen einen Vorbehalt geltend machen. Zwar
sind die krassesten Erscheinungsformen der Einflussnahme strafrechtlich
bereits geregelt, aber die Schweiz müsste den Geltungsbereich der entspre-
chenden Bestimmungen erheblich ausdehnen, um die Anforderungen des
Übereinkommens erfüllen zu können.
❏ Das Übereinkommen des Europarates verpflichtet die Unterzeichnerstaaten,
die Verantwortlichkeit juristischer Personen im Zusammenhang mit Beste-
chung und Geldwäscherei strafrechtlich zu regeln. Der Grundsatz der straf-
rechtlichen Verantwortung von Unternehmen wurde vom Parlament im Rah-
men der Revision des Strafgesetzes im Jahr 2002 beschlossen.
❏ Die Vereinbarkeit des schweizerischen Rechts mit verschiedenen weiteren
Anforderungen des Übereinkommens des Europarates ist bereits gewährleis-
13 Bundesrat, Botschaft über die Genehmigung und die Umsetzung des Strafrechts-Übereinkommens und
des Zusatzprotokolls des Europarates über Korruption (Änderung des Strafgesetzbuches und des
Bundesgesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb), vom 10. November 2004 (BBl 2004 6983).
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tet, beispielsweise in Bezug auf das Waschen von Bestechungsgeldern oder
im Bereich der internationalen Rechtshilfe.
In den Beratungen versuchten verschiedene Abgeordnete sowie eine Kommis-
sionsminderheit vergeblich, das Parlament davon zu überzeugen, auf den
erwähnten Vorbehalt in Bezug auf die missbräuchliche Einflussnahme zu ver-
zichten. Gewisse Parlamentarierinnen und Parlamentarier forderten ferner, den
Tatbestand der Privatbestechung als Offizialdelikt auszugestalten und nicht
nur auf Antrag strafrechtlich zu verfolgen (ein entsprechender Vorstoss von
Remo Gysin (SP/BS) wurde von der gesamten sozialdemokratischen Fraktion
unterstützt).
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